
schaftsfunktionär planwidrig Fonds einsetzt und dabei 
die aufgewandten Mittel „rationell“ verwendet (das 
Verhältnis von Aufwand und Nutzen bezogen auf das 
planwidrig errichtete Objekt).
Die Frage, wann ein wirtschaftlicher Schaden als be­
deutend im Sinne des Gesetzes einzuschätzen ist, kann 
nur aus der Komplexität des Einzelfalls beantwortet 
werden, weil die mit den unterschiedlich strukturierten 
volkswirtschaftlichen Fonds zu lösenden Aufgaben 
sehr vielgestaltig sind und sich zunehmend unterein­
ander verflechten. Es ist folglich nicht möglich, allein 
von bestimmten Schadenssummen auszugehen oder 
wertmäßig nicht zu erfassende negative ökonomische 
Auswirkungen zu katalogisieren. Es können nur einige 
Aspekte genannt werden, die bei der Prüfung des Tat­
bestandsmerkmals „bedeutender wirtschaftlicher Scha­
den“ zu beachten sind.
Der absolute Umfang der ökonomisch negativen Aus­
wirkungen ist ein wesentliches Kriterium für die Be­
urteilung der Bedeutung eines wirtschaftlichen Scha­
dens. Mit der weiteren ökonomischen Durchdringung 
der wirtschaftlichen Tätigkeit wird es in der Regel 
möglich sein, den wirtschaftlichen Schaden wertmäßig 
zu erfassen. Es gibt allerdings auch ökonomisch nega­
tive Auswirkungen, die wertmäßig nicht bzw. nicht 
vollständig erfaßbar sind. Hierher gehören z. B. der 
durch Vertrauensmißbrauch im Bereich der Außen­
wirtschaftsbeziehungen verursachte Verlust von Märk­
ten, der Verlust von Zulieferkapazität u. ä. m. Diese 
negativen ökonomischen Auswirkungen gehören eben­
falls zum Schadensumfang. Erforderlich ist es aber, den 
Grad und das Ausmaß der Störung dieser ökonomi­
schen Beziehungen in ihren wesentlichen Erscheinungs­
formen festzustellen.
Ein weiteres Kriterium dürfte in der Relation des wirt­
schaftlichen Schadens zum Volumen der der gegebe­
nen ökonomischen Einheit zur Verfügung stehenden 
Fonds und der damit zu lösenden Aufgaben zu sehen 
sein. So gibt z. B. der wertmäßige Umfang planwidrig 
eingesetzter Fonds in seiner Relation zu der dem Be­
trieb zur Lösung seiner Poduktionsaufgaben insgesamt 
zur Verfügung stehenden Fonds wesentliche Anhalts­
punkte für die Beurteilung der Frage, ob die ökono­
misch negativen Auswirkungen des Mißbrauchs der 
Befugnisse als bedeutend im Sinne des Gesetzes zu be­
urteilen sind./ll/
Schließlich wird der ökonomische Schaden auch in Be­
ziehung gesetzt werden müssen zu der wirtschaftlichen 
Gesamtsituation der gegebenen ökonomischen Einheit. 
Bei einer wirtschaftlich schlechten Situation wird auch 
ein relativ geringer ökonomischer Schaden noch als 
bedeutend im Sinne des Gesetzes anzusehen sein. So 
hatte sich z. B. ein LPG-Vorsitzender dazu entschieden, 
fehlende Mittel für die Jahresendauszahlung durch be­
trügerische Manipulationen gegenüber der Bank in 
Form eines Bestandskredits zu beschaffen. Ihm war 
dabei die ohnehin schlechte wirtschaftliche Situation 
der LPG bekannt, und er wußte auch, daß er durch die 
Belastung mit einem Kredit diese Situation weiter ver- 
schärft./l'2/
Bei der Bewertung der Schwere wirtschaftlicher Schä­
den wird zuweilen die Ansicht vertreten, die Gesell­
schaftswidrigkeit eines wirtschaftlichen Schadens 
werde wesentlich vermindert oder sogar aufgehoben, 
wenn sich der Täter im Zusammenhang mit dem Miß­
brauch seiner Befugnisse nicht persönlich bereichert. 
Diese Auffassung stellt m. E. eine unzulässige Ver­
mengung von Aspekten des Eigentumsstrafrechts mit 
solchen des Wirtschaftsstrafrechts dar. Dem Umstand,

/11/ So BQ. Neubrandenburg, Urteil vom 27. Oktober 1970 
— 2 BS 13/70 — (unveröffentlicht).
/12/ OG, Urteil vom 28. Januar 1970 — 2 Ust 23/69 — (unver­
öffentlicht).

daß sich wirtschaftlicher Schaden von solchen Schä­
den, die durch Eigentumsdelikte verursacht werden, 
qualitativ unterscheidet, trägt der Tatbestand des 
§ 165 StGB bereits durch einen entsprechend niedrige­
ren Strafrahmen und eine weitgehende Differenzierung 
der Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit Rechnung.

Zum Tatbestandsmerkmal „Erlangung erheblicher 
persönlicher Vorteile“

Bei dieser Alternative mißbraucht der Inhaber einer 
Vertrauensstellung die ihm eingeräumten Befugnisse 
zur Verschaffung persönlicher Vorteile für sich oder 
andere. Diese Vorteile werden also durch eine wirt­
schaftliche Disposition erlangt, die wegen ihres in 
hohem Grade sozial-negativen Charakters — bei Vor­
liegen der übrigen Voraussetzungen — als Vertrauens­
mißbrauch zu beurteilen ist.
Wenngleich der Begriff „persönliche Vorteile“ sich 
nicht in Vermögensvorteilen erschöpft, handelt es sich 
in der Praxis in der Regel um die Erlangung materiel­
ler oder finanzieller Vorteile auf Kosten des gesell­
schaftlichen Eigentums. Damit stellt sich die Frage 
nach der Abgrenzung zu den Straftaten gegen das 
Eigentum. Dazu haben sich S e i d e l / T e n n e r / 1 3 /  
geäußert. Ihren Ausführungen zu den Gemeinsamkeiten 
und den Spezifika der Wirtschafts- und Eigentums­
delikte im Bereich der Volkswirtschaft ist vollinhalt­
lich zuzustimmen.
Im Unterschied zu den Eigentumsdelikten erlangt der 
Täter nach § 165 StGB die persönlichen Vorteile für 
sich oder andere durch den Mißbrauch der ihm mit der 
Vertrauensstellung eingeräumten Entscheidungs- und 
Verfügungsbefugnisse, also durch eine wirtschaftliche 
Disposition./14/ Erlangt ein Inhaber einer Vertrauens­
stellung persönliche Vorteile für sich oder andere durch 
Betrug oder Diebstahl, die keine Elemente wirtschaft­
licher Disposition enthalten, so finden folglich nur die 
Normen zum Schutze des Eigentums Anwendung, weil 
diese das Wesen der Handlung charakterisieren./15/ 
Sind persönliche Vorteile durch eine wirtschaftliche 
Disposition erlangt und haben sie ein solches Ausmaß 
angenommen, daß sie zugleich als bedeutender wirt­
schaftlicher Schaden anzusehen sind, so ist auch diese 
Alternative des § 165 StGB anzuwenden, um den 
Charakter der Straftat und ihre Auswirkungen voll­
ständig erfassen und würdigen zu können.
Bei der Vorteilsalternative des § 165 StGB handelt es 
sich, wie aus dem Gesetz hervorgeht, um p e r s ö n ­
l i c h e  Vorteile, die dem Täter oder anderen Personen 
aus der Tat u n m i t t e l b a r  zugute kommen./16/ Das 
bedeutet, daß Vorteile, die einem Betrieb zufließen, 
d. h. in die betrieblichen Fonds Eingang finden, nicht 
in Betracht kommen. Daran ändert auch der Umstand 
nichts, daß durch den in der wirtschaftlichen Tätig­
keit des Betriebes erfolgenden Umschlag der Fonds 
bzw. ihre Umverteilung einzelne Personen oder Per­
sonengruppen in den Genuß von Vorteilen kommen 
können. Anders ist der Fall zu beurteilen, wenn die 
Manipulierung eines Fonds für den Täter lediglich der 
„Umweg“ war, ungerechtfertigte Prämien zu erlangen.

/13/ Seidel/Tenner, „Zur Abgrenzung der Wirtschafts- von den 
Eigentumsdelikten“, NJ 1971 S. 94 ff.
/14/ Unter den Begriff „wirtschaftliche Disposition“ fallen nicht 
nur ökonomische Entscheidungen von hohem Kompliziert­
heitsgrad. So ist z. B. die Entscheidung eines Komplementärs, 
Erzeugnisse des Betriebes auszusondem, um sie „auf eigene 
Rechnung“ zu verkaufen, als Verfügung über betriebliche 
Fonds ebenfalls wirtschaftliche Disposition im Sinne des Ver­
trauensmißbrauchs.
/15/ Soweit z. B. Betrugshandlungen in Ausübung wirtschafts­
leitender Tätigkeit begangen werden, sind sowohl die Nor­
men zum Schutze der Volkswirtschaft als auch die Eigentums­
straftatbestände anzuwenden.
/16/ Vgl. OG, urteil vom 22. Oktober 1970 — 2 Ust 18/70 — 
(NJ 1971 S. 113).
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